
Dıie gesetzlıche Soztalversicherung
Ihre Bedeutung für den hlösterlichen Arbeitgeber

Von Prokurator Wilhelm Masnıtza SAÄC, Limburg/Lahn

Vorbemerkung!:
ber dieses ema habe ich eiınem geäußerten Wunsche nachkommen

gelegentlıch einer Zusammenkunit VO  5 Ordensprokuratoren L öln
1m November 1961 gesprochen Der behandelte Gegenstand ist wiıich(1g,
weil WI1r 1n uNnserfren Ordenshäusern zunehmend darauft ngewlesen SINd,
auf außerklösterliche 111S- und Arbeitskräfite zurückzugreifen. wurde
deshalb gebeten, meınen Vortrag den Interessenten schriftlich ın d1ie and

geben un ıhn dadurch auch einem welteren Kreise VO Prokuratoren
zugänglich machen. Das Se1 hıermit geschehen.
Die ebotene es!  ränkung auf möglichste UuUrze nahe, die N1e-
derschrift teilweise TE 1ın Stichworten fixieren, WEeNNn es ohne Einbuße
der Verständlichkeit es  enen durfite
Die 1M Text ET (gebräuchlichen Abkürzungen en olgende
Bedeutung:

Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetz
Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetz

RVO Reichsversicherungs-Oranun
RVO n. E Reichsversicherungs-Ordnun Fassung

Gesetz über Arbeitsvermittlung un Arbeitslosen-
versicherung
Berufsgenossenschaft

AO  7 Allgemeine Ortskrankenkasse
Verordnung
Finanzamt

BEGRIFFE

Die Erfahrung lehrt, daß ın Ordenskreisen 1ler un: da eine bedenkliche
Unkenntnis herrscht ber esen, rten, Verpflichtungscharakter etc. der
gesetzlichen Sozlalversicherung. Mır sind bekannt, @ ın (Jr-
denshäusern unterlassen hatte, den gesetzli  en Vors  TYTıLten ber die
versicherungsrechtliche Fürsorge hinsichtlich ihrer weltlichen Beschäftig-
ten nachzukommen. Der rund fUur diese Nachlässigkeit WarLr teils ın einer
krassen Unwissenheit ber die diesbezüglichen Verpflichtungen, teils
der irrtümlichen Meinung nden, daß man-durch den Abschluß irgend-
welcher privater Versicherungen selinen diesbezüglichen Verpflichtungen
Genüge geleistet hätte
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Es ist also wichtig, zunächst aut den wesentlichen Unterschled zwıschen
den gesetzlı  en Sozlalversicherungen und den prıvaten Versicherungen
jeglicher Art (Z Un{all-, Hafiftpflicht-, prıvate Krankenversicherung,
Lebensversicherung etc.) hinzuweisen.
a) Die SECETZITE Ööffentlich-rechtliche Sozlalver-

ist die durc Gesetze geregelte, STaatll organıiıslerfte
Selbs bestimmter Volksschichten 192 Kampfife die Unsıcher-
heit und die We  selialle des Lebens, zumal die wirtschaftlichen
Folgen VO.  5 Krankheit, Unfall, Invalidität, Arbeitslosigkeit un Tod
Ddie ist aufgebaut auft dem Grundsatz des Versicherungs-
Z WaAMNMELCS, ist also unabhängig / illen der Beteıligten. Selbst
das agnıs des einzelnen wıird nıcht berücksichtigt.
D3 e Privatversicherung 1st eiıne auf sıch selbst gestellte
Vers1i  erung des einzelnen, der eiınen Versicherungsvertrag abschließt
und dadurch Arft, Höhe un Umfang der Versi  erung bestimmt.
Be1l iıhr herrscht der GTu Nn dıs atız der beiderseitigen glei-
chen V erpälichtungen des Versicherers und des
Versicherungsnehmers: Versicherungsbeitrag Prämie)
un! agnıs siınd gleichwertig.

BEGRENZUN DES "THEMAS
An dieser Stelle sollen der M1r gestellten Aufgabe entsprechend
ledigli die Oifentlich-rechtlichen Sozlalversicherungen behandelt WeI’ -
den

Davon g1ibt © heute Versicherungszweige:
a) C1e Rentenversicherung der TDelter

die Rentenversicherung der Angestellten
C) die Knapps  aftlı Versi  erung

die Krankenversicherung
e) die gesetzliche BG-) Unfallversicherung

die Arbeitslosenversicherung
Die Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung ist ZWarTr auch gesetzlich VOT-
geschrieben, gehört aber nicht ZUT Komplex der esetzlichen Sozlal-
versicherungen, sondern den prıvaten Versicherungen.)
DIE SOZIALVERSICHERUNGSZWEIGE EINZELNEN

Die rEMTENVELTSLCHEHUNG der Arbeilter
urch das VO D 1957 wurden die Bestimmungen des Bu-
ches Abschnitte 1, 1L, 111 RVO eander anach ist se1t 1957

die Stelle der Invalıdenversicherung die „Arbeiterrentenversicherung“
geftreten. Hierbei handelt sich aber nicht JN eine Änderung der



Bezeichnung, sondern einen vollıgen andel an bisherigen Au{fbau
und ın den Lieistungen dieses größten Z_w»eiges der deutschen Sozlalver-
sicherung.

Versicherter Personenkrelis ($ 12027 RVO n.F
Zainächst die vorwiegend miıt Handarbeiten, CL mi1t körperli  ‚er Arbeit
beschäftigten Arbeitnehmer. Von den Beschä{ftigten dieser Kategorie
alle ersonen, die als Arbeitnehmer Entgelt oder die als eNTIN:
oder sonst ihrer Berufsausbildung beschäftig sind.
Das Lebensalter der Beschä{ftigten ist ohne Bedeutung, ebensowenig die
Höhe des ntgelts.
uch diejenigen Selbständigen, die 1n wirtschafitlı  er Abhängigkeıt STE-
hen un den beschäftigten Arbeitnehmern sozlal gleichgestellt sSind, SiNıd
versicherungspflichtig.
Mitglieder geistlicher Genossenschaiten. d1ie sich Aa U überwiegend
ligiösen oder sittlichen Beweggründen mi1t Krankenpflege, Unterricht oder
anderen gemeinnützigen Tätigkeiten beschäftigen, SiNnd versicherungs-
pflichtig
a) während der e1t ihrer Ausbildung einer solchen Tätigkeıit,
D) WeNll S1e S H® ach der Ausbildung neben dem frelien Un-

erhalt Barbezüge VOoON mehr als (9,— mtl erhalten

Weiterversicherung ($ 1233 RVÖO n. F
Scheiden versicherungspflichtige Personen aus eiıner versicherungspflich-
tigen eschäftigung AaUS, können S1e sich freiwillıg weiterversichern,
wenn sıe innerhalb V C 10 Jahren während mindestens 60 Ka-
lendermonaten eıtrage für e1INe rentenversicherungspflichtige Beschäfti-
gung entrichtet en
DIie Weiterversicherung ist aber 1Ur 1ın dem Versicherungszweig möglich,
1ın dem ma zuletzt versicherungspflichtig Wa  H

Die Möglichkeit AA der TDeEelter besteht NUur

och TUr solche Personen, die 1956 die Selbstversicherun
schon begonnen en

Höherversicherung ($ 1234 RVO n.E”
en den Pflichtbeiträgen oder den Beıiträagen fUr freiwillige Weiterver-
sicherung können auch nach Ww1e€e Vor Beiträge Z Zwecke elner Höher-
versicherung entrichtet werden. 1eS€e UrC! das Gesetz ber die Höher-
versicherung ın den Rentenversicherungen der TDelier un der Ange-
StTellten VO 1951 188) geschaffene Einrichtung 1st auch
1n die Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetze des Jahres 1957 über-
NOInNmMenN worden. S1e 1st m1t keinem Wan verbunden, der V er“
sicherte ann die Zahl un:! Ohe dieser eıtrage selbst wählen Oraus-



Seizung ist lediglich, daß {Ur den gleichen Kaiendermonat, für den eın
Beitrag der Höherversicherung entrichtet werden soll, auch eın icht-
beltrag oder e1n Beitrag A UuS der Weiterversicherung wirksam entrichtet
ist. en eiInem Beltrag AT Pfli  tversicherung ann e1in Beitrag der
Höherversicherung ın beliebiger öhe entrichtet werden, neben einem
Beitrag aus der Ireiwilligen W eit versicherung dagegen NUur bis ZUT

ohe des Grun  eitrages. Dadurch annn der Versicherte SEeINEe spätere
entie rhohen oder aus diesen Beıiträgen der Höherversicherung allein
einen Rentenanspruch egründen.
uch der ann 1mM Rahmen e1iNer betrieblichen Alters-
fürsorge f{Ur SeINE Arbeiter un Angestellten durch Zahlung der Höher-
versicherungsbeiträge bessere sozlale Bedingungen Schaiien
Beiträge der Höherversicherung werden Ure Verwendun VO  . beson-
deren Beitragsmarken mit dem UTLATUC „HV“ entrichtet. (Diese Bei-
tragsmarken können den Schaltern der euts:  en Bundespost käuf-
iıch erworben werden.)
Für cden Arbeitgeber sind solche eiträge der Höherversicherung WeNnNn

S1e {Uur selne Beschä{fitigten entrichtet Betriebsausgaben In Sınne
des Einkommensteuer- DZW. KöÖörperschaftsteuergesetzes, c S1e mM1Nn-
ern seinen steuerlichen Gewinn.
Für den Arbeitnehmer sind S1e bis einem Beirage VO  =) 312,— 1mM
Jahr lohnsteuerfrei; aber auch Beiträge, die diesen Betrag übersteigen,
können zumeıst als Sonderausgaben steuerlich geltend gemacht werden.
Die eistungen < der Höherversicherung (d die
Steigerungsbeträge bei der Rentenberechnung) richten sich allerdings aUuS-
schließlich ach dem Markenwert der entrichteten eiträge (sie nehmen
also nıcht der sogenannten entendynamik Anpassung der Ren-
ten das gestiegene Sozlalprodukt en Die Steigerungsbeträge be-

sıch zwischen 10—20 0/9 des Beltrages S nach dem Lebensalter
des Versicherten e1m Ankauf der Beitragsmarken vgl 1261 ArVNG)
el ist für die Gewährung einer Rente oder Hinterbliebenenrente aus
Beiträgen cder Höherversicherung die Erfüllung der Wartezeit nicht er-
Torderlich Der Versicherte braucht also nicht eine Mindestzahl VO  _ H6ö-
erversicherungsbeiträgen leisten, ın den enu der zusätzlichen
Steigerungsbeträge kommen ; erhält diese auf jeden Fall aus den
geleisteten Beiträgen, sobald der Versicherungsfa eingetreten ist. In
Ausnahmefällen 1st elinNne Kapitalabfindung vorgesehen: Es sind Ba

enkbar, ın denen eın Versicherter 1Ur nsprüche aus der oner-
versicherung hat, weil eim Eıntritt des Versicherungsfalles ın Sseliner
Pflichtversicherung oder Ireiwilligen Weilterversicherung die Wartezeit
och nıcht rfüllt hat Wenn ın olchen Fällen die eistung aus der H6ö-
herversicherung den Betrag VonNn 19,— Jährlich N1C! übersteigt,
annn der Rentenversicherungsträger den Bere  tigten mit dessen Zu-
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stiımmung mi1t einem Kapiıtal bfinden, dessen Wert den iıhm zustehenden
Leistungen entspricht. Das Berechnungsverfahren dieser apitala  ndun
regelt die Verordnung ber die Berechnung des Kapiıtalwertes bel biün-

dungen VO 19 12 19538 964)
Versicherungsfreiheit

Das Gesetz kennt eine Versicherungsfreihei1t Tra (Gesetzes und eine Be-

relung VOIl der Versicherungspflicht auft Antirag
Voraussetzung ist D beiden Fällen, daß UTrC anderweiltige ukuni{fts-
siıcherung eine Pfli  versicherung unnötig 1ST, oder daß wegecn der Kurze
der Beschäftigungszeiten die Wartezeit nicht erfüllt werden könnte.
(Wartezeıit Mindestversicherungszeıten für Renten wegcn ınderun
der Erwerbsfähigke1 Monate
TUr das Altersruhegeld 1830 Monate

60 MonateRenten Hinterbliebene
ezügli Sondert{fälle vergleiche mMan das Gesetz.)

Versiächerungsfireihelit T'a Gesetizes ($ 1228 RVO n.F
a) WeI bel seinem Ehegatten beschäftigt 1ST;
D) Wer als Entgelt fÜUr eine Beschäftigung, die nıcht A0 0 0 Berufsausbil-

dung ausgeübt wird, ” freıen Ua tierhal erhält;
— Studierende ochschulen oder wissenscha{fitlichen Fachschulen;
“n WerTr 1Ur einNe Nebenbeschäfitigung ausübt, Da ZULL Aushilfe; e1inNne sSo1-

che 1€| VOT, wenn S1e 1M auie e1Ines Jahres nicht mehr als Monate
oder insgesam 310 Arbeitstage dauert oder
ZW ar regelmäßig, aber T e1n Entgelt, das durchs  nittlich 1mM
ona eın chte der fÜür Monatsbezüge geltenden Beitragsbemes-
Un  Ze er eın Fünftel des Gesamteinkommens) nıcht über-
schreitet

—— ersonen, die bereits anderweiltige Versorgungsansprüche aben, Da

Ruhegeldempfänger
Beamte
oldaten
Mitglieder geistlicher Genossenschaiten etC., wenn sıe neben dem freien
Unterhalt Barbezüge VO nicht mehr qals (D,— mtl erhalten

(Diese Ausnahmen VO  ) der Versicherungspflicht DIs werden ın
der ege zutreifen auf Personen, die 1n unNnseren OSstern der g_
ten Sache willen“ gelegentlich oder auch regelmäßig Hilfsdienste leisten,
ohne ın e1iInNem Beschäftigungsverhältnis Z Kloster stehen sSe1 C:
daß dies unentgeltlich geschieht oder aber ledigli Gewährung VONNN
freiem Unterhalt inel. eINes geringen Taschengeldes.)



Beireıung VO der Versicherungspflicht Q ÜE Anirag
($$ 12530, 12l RVO M )
a) Auf Antrag des Arbeitgebers

Bes  äaftigte bel öffentlich-rechtlichen Körperschaften, WenNnn ihnen e
benslänglı Versorgung un Hınterbliebenenversorgung nach eam-
tenrechtlichen Vors  Trılten oder Grundsätzen bewilligt un gewährlel1-
sStel 1ST, und solche ersonen, solange sS1e edigli fÜür ihren Beruft
ausgebi  ‚et werden.

—“ Auf Antrag ihrer Gemeins  aft
Mitglieder geistlicher Genossenschaften etc., wenn ihnen die ın der
Gemeinschaft übliche Jlebenslängliche Versorgung gewährleistet ist.

Nachversicherung ($1232 RVO M, 1402 RVO DE Art
ArVNG)

Scheiden Personen aus ihrer versicherungsIireien Beschäftigung aus vgl
die vorstehenden Ausführungen), ohne daß ihnen Ruhegehalt oder Hın-
terbliebenenbezüge der gleichwertige Leistungen gewährt werden,
hat der Arbeitgeber S1e für die Zeit, 1ın der S1e Sons versicherungspflich-
L1g gewesen waren, nachzuversichern.
UrC die Vors  TrıLten des Gesetzes ber d1ie Nachversicherun wıird auch
für die Mitglieder eistlicher Genossenschaften etC., die AaUusSs ihrem Or-
densverband aussche1lden, eiıne Nachversi  erungspflicht angeordnet, Wenn
1eS VO  - dem ausscheidenden itglie oder der Gemeinschaft ınner-

l  E nach dem usscheiden beantragt WwIird
Dadurch ist für die kath. Klöster un: en 1mM Hinblick auf die Unver-
einbarkeit dieser Vorschrift mi1t Cdem Kirchen- un:! Konkordatsrech eine
ernste Problematik escha{ffen worden. Herr Prof Scheuermann hat sich
mi1t diesen Problemen 1ın eiınem ausiführlichen Gutachten auseinanderge-
Setzt, qauf das aı Nachdruck hingewiesen sSEe1 Scheuermann, TODleme
der Nachversicherung bei Ordensleuten, Ma Ordenskorrespondenz 1960

57 nlr
Nach elner Mitteilung des Generalsekretariates der Vereinigung eit-
scher rdensobern hat sich inzwischen auch der Hl dieser rage
angeNnNoMMEe. un durch die Apostolis Nuntiatur In Bonn mıit der Bun-
desregierung dieserhalb Verhandlungen eingeleitet
Solange diese Vorschrift Jjedoch nıcht beseitigt 1St, ollten WI1r jedenfalls
unbedingt folgendem grundsätzlichen Standpunkt festhalten
a) Niemals werden erartige Anträge aut Nachversicherung VO en

bzw. VO Kloster este Das überlasse mMa  ) ın jedem den auSsS-
cheidenden M1  ledern, die aber daran erinnert werden sollten, daß
S1Ee sıch e1ım Eıintritt ın den en mıit einem schriftlichen Revers Ver-
pflichte haben, 1m des Ausscheidens keinerlei Forderungen f{ür
die 1m Kloster geleisteten Dienste tellen.
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Sollte VO  (n einem ausscheidenden Ordensmitglied dennoch der An=

spruch aut achversicherun geltend gemacht werden, ann A SEe1-
tens des Ordens einer olchen Forderung TE insoweıt entsprochen
werden, qals die achversi!  eru lediglich fUr die se1it dem 1957
1mM Kloster verbrachten Beschä{ftigungszeiten und auf der asılıs e1iInNnes
fiktiıven Monatsentgeltes VOIIl 150,— Wert des 1mM Kloster erhal-
enen frei:en Unterhaltes vollzogen WIrd, wı1ıe dies den einschlägıgen
Gesetzesvorschriften entspricht.

Dieser Grundsatz stimm% überein m1%t der Au{ffassung der Bundesver-
sicherungsanstalt TUr Angestellte. Kürzlich hat auch eine Landesversiche-
rungsanstalt (Rheinland-Pfalz) 1ın eiInem praktischen achversi  erungs-

1n dieser Weise entschieden, woraut anderer Stelle dieser AUS-

gabe der Ordenskorrespondenz hingewlesen wird.

Beitra Z Sozialversicherun 1382 n.E
Die Mittel fÜr die usgaben der Versicherun werden UC eıtrage der
Versicherten un! der Arbeitgeber SOWI1Ee durch eıiınen Zuschuß des Bundes

aufgebracht.
Der Be1itragssatz für die Pflichtversicherten beträgt ab R5{ 14 9/9 der

Bezüge des Versicherten, SOWeıt diese Bezüge die Beitragsbemessungs-
SreNZEC (Z mtl 9930,— oder jJährlich 1 400,— DM) nicht überstel-

gen
Bezuge des Versicherten sind:
a) bel1l Arbeitnehmern das Bruttoarbeitsentgelt,

bel versicherungspflichtigen Mitgliedern geistlicher Genossenschaiten
eic der Wert der achbezüge (mtl 150,— DM)

Zum beitragspflichtigen Entgelt gehören
a) Verdienste, Cie d1ie Bemessungsgrundlage übersteigen,
D) steuerireie un Hinzurechnungsbeträge,

Nachzahlungen nfolge rückwirkender rhöhung des Lohnes oder (z‚e-
haltes

Versicherte un Arbeitgeber en grundsätzlich die eıtrage e 2710 M 6

Hälfte Lragen; jedoch der Arbeitgeber Jleın, WenNnNn das monatliche
Brutto-Arbeitsentgelt des Versicherten 10 der Beitragsbemessungs-
grundlage (zZ 950,— DM) für Monatsbezüge nicht übersteigt.
FKFur die versicherungspfli  tigen Mitglieder geistlicher (GGenossenschaiften
rag die Genossenschafit die eıtrage.
Beitragsverfahren:
Für versicherungspflichtige Beschäftl, ist der Arbeitgeber füur die Ent-
richtung der Beiträge verantwortlich. „Einzugsstellen“ sind die Träger
der gesetzlichen Krankenversicherung.



i1t rag serup DEeN
a) Da die Arbeitnehmer icht 1n en Versicherungszweıgen gleicherma-

Ben versicherungspflichtig SiNd,
die Beitragsbemessungsgrenzen ın der Kranken-, enten- un' Ar-
beitslosenversicherung unterschiedlich sSind,
die eıtrage ın der Krankenversicherung TUr die Arbeitnehmer
ermäßigen sind, die 1mM Krankheitsfalle für e1INe bestimmte Dauer An=-=
spruch auf Lohn{fortzahlung aben,

wurden die eıtrage für die verschiedenen Versicherungszweige Be1-
Lragsgruppen zusammengefaßt un diese unterteilt je nach Fälligkeit
des vollen oder ermäßigten Beitragssatzes ın der Krankenversicherung.
Abzugstabellen sınd bei der zustaändigen C  vz oder bel den Ersatzkassen
erhältlich

ntgeltsbescheinigungen ($ 1401 RVO DE
Die Entrichtung der eıtrage MT den Arbeitgeber ist durch ntgelts-
beschein1ıgungen 1ın der Versicherungskarte nachzuweisen.
Einzutragen sind nach Ablau{i jeden Kalenderjahres und bel Beendigung
des Beschäftigungsverhältnisses:
a) auer der Beschäftigung Entgelt,

Brutto-Arbeitsentgelt höchstens 930,— mtl.),
C) Name der Krankenkasse, die die Beiträge entrichtet wurden,

ırmenname, nNs:  T und Unterschrift.
Pflichtversi  ‚erte, die selb S1 die Beiliträge ‚entrichten en (z
Mehrfachbeschäftigte, unständig Beschäftigte USW.), en die vollen Beli-
trage durch Verwendung Von Beitragsmarken entrichten.
Freiwillige Welterversicherungs- un! Höherversicherungs-Beiträge WEeTLr-
den durch besondere Beitragsmarken mi1t dem Aufdruck „F(‘ oder z HV“
entrichtet.
Die Versicherungskarte 1St, Wenn die Eintragungsfelder gefüllt sS1ınd oder
spätestens nach drelı Jahren nach dem Tage der Ausstellung, bei der Aus-
gabestelle eine ECUe umzutauschen1erhält der Versicherte eine
Aufrechnungsbescheinigung, die sorgfältig aufifbewahren OLD Das
gleiche gilt für Karten mi1t geklebten Beitragsmarken.
Pflichtbeiträge un Ireiwilliıge Beiträge können bis ZU. Ablauft VO
ZW el Jahren nach Schluß des Kalenderjahres, für das S1e gelten sollen,
entrichtet werden.

Freiwillige elıtrage un: eiträge der Höherversicherung dürfifen nach
Eintritt der Berufsunfähigkeit, der Erwerbsunfähigkeit oder des es
für Z C 1Tn vorher nıcht mehr entrichtet werden.
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Beitragserstattungen ($ 1303, 1304 ArVNG)
ntier estimmten Voraussetzungen werden An die Hälfifte
der TÜr die eıt ach dem Z 1943 entrichteten Beiträge (Ssowl1e etwaige
eıtrage der Höherversicherung ın voller erstattet. Dies trifit

a) bel Versicherten, TUr die die Versicherungspflicht ın en Zweigen der

gesetzli  en Rentenversicherung entIa ohne daß das echt ZUTr Trel-

williıgen Weiterversicherung besteht Der Anspruch auft Beitragserstat-
tung annn aber TG geltend gemacht werden, wWenn se1t dem egfal-
len der Versicherungspflicht Tre verstrichen sind un inzwischen
nıcht erneut e1INe versicherungspilichtige Beschäftigung ausgeü WOTI -

den 1st.
Bel Versicherten, die bel Eintritt der Erwerbsunfähigkeit die Warte-
Z7e11 och nıicht rfüllt en und für die nıiıcht mehr möglich 1ST, bis
ZUTrC Vollendung des 65 Lebensjahres die Wartezeıit f{Uur das Alters-
ruhegel erIullen.

“ Be1l Wiıitwen, deren versicherter Ehemann nach dem S 1956 VeIr-

storben 1st, WEeNn der Anspruch auf Wıtwenrente wegecn nicht erfüll-
ter Wartezeit nıcht gegeben ist.
Be1l weiblichen Versicherten, die nach dem 1957 heiraten.

In den Fällen a) und D) ist die Erstatiung ach Ablauftf des 10 Jahres se1t
dem Eıintritt ın die Versicherung ausgeschlossen, WeNnNn se1t der etzten
wirksamen Beitragsentrichtung Jahre verstrichen Sind.

Die Rentenversicherung der ngestellten
AÄhnlich W1e 1n der Rentenversicherung der Arbeiter LsSt auch ın dem Be-
reich der Angestellten eine Neuregelung eingetreten. urch das
VO Z 1957 wurden die Abschnitte I IM V, VIL, un des nge-
stelltenversicherungs-Gesetzes geändert.
Von einigen Besonderheiten abgesehen, lauten die materiell-rechtli  en
Vors  TrıLlten dieses esetizes gleich denen des Auf die wichtig-
sten Besonderheiten sSe1 1er hingewilesen.

Umfifang der Versicherungspfilicht ($$ un An VNG)
Als Angestellte 1 Sinne des Gesetzes gelten die Arbeitnehmer mi1t VOI-

wiegend gelistiger Tätigkeit oder deren körperliche Arbeit NUur geringfügl-
ger Art 1ST, Eın weltieres Merkmal für ihre Angestellteneigenschaft 1st,
daß die Beschäftigung monatliches Entgelt mıiıt mindestens mtl
Kündigungsf{irist rIiolgt
Im Gegensatz ZAUI Versicherungspflicht der Trbeltiter (vgl Abschnitt
der vorstehenden AusIührungen) sıind Angestellte Nnur solange versiche-
rungspflichtig, qls inr Entgelt die Jahresarbeitsverdienstgrenze nıcht über-
stelgt Z Z mtl 50,—DM) Überschreitet ihr Entgelt die Jahresarbeits-
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verdienstgrenze, cheiden S1Ee mi1t dem Ablauft des Monats der ber-
schreıitung AUS der Versicherungspflicht AU.  N Fuür die erechnung der Beli-
traäge werden aber auch d1ie enalter der Angestellten D D1S ZUTFC Bei-
tragsbemessungsgrenze herangezogen mtl 930,— DM)

Versicherungsfreiheıit
kEın 9anz besonderes Augenmerk verdient die ra der Versicherungs-
freiheit VOIl Mitgliedern geistlicher Genossenschai{iten. Neuerdings 1st
näamlich die Tendenz fes  ar, daß INa.  - angere durch das Ver-

hängn1svolle H-Urteil VO 1951 ber die lohnsteuerliche Behand-
Jung VO  5 Ordensmitgliedern, die außerhalb ihres Ordens tatıg sind
auch auf dem Gebiet der Sozlalversicherung eine Versicherungspflicht
konstruleren möOchte, WeNn Mitglieder geistlicher Genossenschaiften außer-
halb ihres Ordens ach Art eines Beschäftigungsverhältnisses atıg WeTr-

den
Solchen Versuchen ann das Urteil des Bundessozialgerichts VO 20
1960 (7 RAr abgedruckt 1ın „Ordenskorrespondenz“ Nr /1961)
entgegengehalten werden. In der Begründung dieses Urteils el.
ter anderem:

„Der eklagte beruft sich {Uur seıne bweichende Meinung aut 22
Abs Nr RVO un! O2 Nr AVG, ]jeweıils 1ın der Fassung der Ren-
tenversicherungs-Neuregelungsgesetze VO 1957
allerdings darau{i abgestellüi, W as die Arbeitneh-
mM e persönlich erhalten.“

Aus diesem Ortlau der Urteilsbegründung wird deutlich, daß auch das
Bundessozlalgericht anerkennen muß, daß die Vorschrift des Nr

darauftf abgestellt 1st, W as der Arbeitgeber S erhält
Hierbei spielt OILEeNDATr keine Ro.  ©, o CS sich eın „persönliches
Dienstverhältnis“ oder e1nNn erhältnis aut rund e1INeSs Mutterhaus-
vertrages handelt Es kommt edigli darauf d 010 das Te eiliner
geistlichen Genossenschaft neben dem freien Unterhalt Barbezüge VO.  )
mehr als 19,— mtl n 1 erhält

Nachversicherung
Zur Ba der Nachversicherung VO  } versicherungsfreien Personen für
den Fall ihres Ausscheidens aus der versicherungsfreien Bes  äftigung
verwelse ich auf P’1 und Art. d 4 SOWI1eEe aut die obigen
Darlegungen untier O1 d

Krankenversicherung
Die gesetzliche Neuregelung der Krankenversicherung steht noch bevor.
Es brauchen hier a1S0O edigli die 7R geltenden wichtigsten Bestim-

erwähnt werden, die beachten sıiınd
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—— m.Umfang der Versicherung
a) 1lle Arbeiterrentenversicherungspfli  tigen sind versicherungspfli  tig

ohne UCKSIC! auf die öhe ihres Verdienstes. Für die Beitragsberech-
Nnung werden aber 1Ur die Nne DIis ZULC Beitragsbemessungsgrenze
herangezogen; diese beträgt 660,— ,, 154,— wöchent-
lich, 22,— täglich.

b A Die Angestellten sind 1Ur olange versicherungspflichtig, als 1nr KEint-

gelt die Jahresarbeitsverdienstgrenze VvVon 7 920,— (mtl 660,—
DM) nicht überste1igt.
Beil der Berechnung der Jahresarbeitsverdienstgrenze werden niıcht
berücksichtigt
a3a) us  age, die m1 Rücksicht auft den Familienstand gezahlt WEeTI -

den,
bb) Mehrarbeitsverguütungen,
CC) VOI dem Arbeitgeber für den Versicherten getragene Belitragsan-

teile ZUL. Sozialversicherung.
Angestellte, deren Entgelt die Jahresarbeitsverdienstgrenze überschrel-
tet, cheiden m1t dem Ablauft des Monats der Überschreitung aus der
Versicherungspflicht Aaus.

Für die erechnung der Beıträge werden auch be1l den Angestellten
die enalter NUrLr DI1S AD Beitragsbemessungsgrenze S1'en heran-
gezogen.
Bel Überschreiten der Krankenversicherungspfilichtgrenze 1st. eine ADb-
meldung 1Ur die Beıitragsgruppe und eine nmeldung TUr die Bel-
ira  pe erforderlich
eiträge {Ur die aus der Krankenversicherungspüilicht ausgeschiedenen
Angestellten (Beitragsgruppe sind auch dann cdie zuständige
Pflichtkrankenkasse entrichten, Wenn der Angestellte bei eiıner Kr-
satzkasse versichert ist.

eitragspflichtiges Entgelt
Bel der Berechnung der Versicherungsbeiträge sind nicht berücksich-
tıgen:
a) Verdienste, die die Beitragsbemessungsgrénze überschreiten (vergl

vorstehende Ziffer 1)),
Steuerfrei- oder Hinzurechnungsbeträge,
Nachzahlungen nfolge rückwirkender rTrhöhur.g des Lohnes der (Ge-
haltes,

d) Krankengeldzuschuß des Arbeitgebers,
Weihnachtszuwendungen, SoWweit sS1e 100,— nıicht übersteigen.

Zum beitragspflichtigen Entgelt gehören nicht Nur die Barvergütungen,
sondern auch die achbezüge. Da die Beträge, mıit denen die achbezüge
194



f{ür die Zwecke der Sozlalversicherung und der Lohnsteuer) bewer-
ten SINd, ın den einzelnen egenden verschieden sind, erirage INa.  e deren
oöhe bel1l der zuständigen AÖO  R

3) Beitragsza  lung
Die Beiträge ZUL AO  7 (wie auch die anderen Sozlalversicherungsbeiträge
werden VO. Arbeitgeber un Arbeitnemer S AD Hälfite Der
Arbeitgeber hat die Beltrage jedoch alleiın tragen, Wenn das Entgelt
des Versicherten die folgenden Grenzen nicht übersteigt:
mtl 09,— D wochentlich 15,— arbeitstäglich dy— DbZw. 2,90
D Je nachdem ob TUr den Versicherten die - Lage-Woche oder die
6-Tage-Woche gilt

Träger der Versicherung
sind die Ilgemeinen Ortskrankenkassen und die sogenannten TSatzkas-
SeT1. Dem Versicherungspili  tigen i1st ES freigestellt, bei welchem Versi1ı-
cherungsträger sich Krankheit versichern lassen ıll
Es Ist darauftf achten, daß sowohl bei Beginn qals auch bei Beendigung
e1INeEeSs Beschäftigungsverhältnisses un verzusiT7eh (innerhalb VON

Tagen) die An bzw Abmeldung des Versicherungspflichtigen bei dem
zuständigen Krankenversicherungsträger vorzunehmen ist ($ 317—319
RVO)
5) Versicherungsf{rei sSind

Dienstleistungen, die nıcht berufsmäßig, sondern U  — gelegentlich
(Z Aushilfe) ausgefüh: werden. 1ne Beschäftigung gilt als gele-
en Dienstleistung, WEeNnNnN S1e aut weniger als Monate nach der
Natur der Sache beschränkt seın plleg oder 1M VOTIaus durch den
Arbeitsvertrag beschränkt 1ist. Dauert die Beschäftigung wıder Erwar-
ten länger, beginnt die Vers1i  erungspflicht nach Ablauf der Mo-
ate ($ 168 VO)

a Dienstleistungen, die ZWAar nicht berufsmäßig, aber doch 1n regelmäßi-
Dger Wiederkehr ausgefiühr werden, wenn S1e NUur nebenher un
eın geringfügiges Entgelt ausgeführt werden. EKın Kntgelt gilt als DC-
ringfügig, Wenn durchschnittlich 0D,— 1mM Monat (151'_" ın
der oche nıcht übersteigt, eın höheres Entgelt dann, wenn durch-
schnittlich eın Fünftel des Gesamteinkommens nicht überschreitet
($ 1638 Abs RVO)
Dienstleistungen, die VO  5 Personen, die 1n einem regelmäßigen Be-
schäftigungsverhältnis stehen, IUr eınen anderen Arbeitgeber NUur —
benher ausgeführt werden, wenn Arbeitszeit un Entgelt die Hälifite
der Arbeitszeit un des Kntgeltes der Hauptbeschäftigung icht über-
schreiten ($ 168 Abs RVO)
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Geistliche der aqals öffentlich-rechtliche Körperschaften anerkannten
Religionsgesellschaiten, WeNn ihnen Anwarts  ait auf Ruhegehalt
(und Hinterbliebenenversorgung) gewährleistet ist ($ 169 Abs ‚VO)
Mitglieder geistlicher Genossenschaf{ten..., wWenNnll S1e sich aus überwle-
gend relig1ösen oder sittliıchen Beweggründen m1t Krankenpfiege, Un-
terricht oder anderen gemeinnütziıgen Tätigkeiten bes  aitıgen un
nıcht mehr als freien Unterhalt oder eın geringfügiges Entgelt bezie-
hen, das 1U  — ZULTI Beschaffung der unmittelbaren Lebensbedürinisse

Wohnung, Verpflegung, eidung un erg. ausreicht ($ 172 Z1Uit
VO)
ersonen, die ihrer wissenschaf{ftlichen Ausbildung {Uür den küntftti-
gen Beruf Entgelt tatıg s1ind ($ I7 Zl ‚VO)
Es g1ibt auch e1INe Befreiung VO  5 der Versicherungspflicht auf ntrag
für mpfänger VO  5 uhegel: oder äahnlichen Versorgungsbezügen (vgl
hierzu 173 ‚VO)
reı1w1ıl Weiterversicherung

ezügli' der Möglichkeiten un Voraussetzungen für e1ine freiwillige
Weiterversicherung verwelse ich Qaut d 313— 316 RWV!  O

Gesetzliche Unfallversicherung
Dieser welg der gesetzli  en Sozialversicherung 1st. ohl elısten
VO  5 eiıner weitreichenden Unkenntnis betro{ffen, obwohl die Bedeuftung
der gesetzlichen Unfallversicherung der der anderen Versicherungszweıige
aum na  SsS{ie
Das materielle echt der gesetzli  en Unfallversicherung ist durch das

esetz ber Änderungen iın der Unfallversicherun VO 1942
107) wesentlich umgestaltet worden. Durch dieses SEeTZ wurde nam-

lich die Unfallversicherung durch den Übergang VO  5 der Betriebsversiche-
rung ZULC Personenversicherung den übrigen Zweigen der Sozialversiche-
rung wesentlich angenähert. TOLTzdem 1e 1 Unterschied der
Kranken- un den Rentenversicherungen der chutz der Unfallver-
sicherung auf die Versicherungsfälle begrenzt, die eine versicherte Person
während eiıner der ın den S 537— 540 RVÖO aufgeführten Tätigkeiten —

leidet. Es sind ZW ar alle Beschäftigten un eine e1. welterer usdrück-
lich genannter ersonen versichert, aber 1Ur während der „Arbei oder
eiıner der Arbeit glei|  gestellten Tätigkeit, nıicht dagegen be1 priıivater,
sogenannter eigenwirtschaftlicher Tätigkeit.

Umfifang der Versicherung (S$ 546—543 ‚VO)
anach ergibt sich IUr den versicherten Personenkreis folgendes: Es g1bt
a) einen Personenkreis, der P esetizes versichert 1st ($ H37 RVO),



Personengruppen, die auf rund der Satzung der Versicherungsträger
versicherungspflichtig sind ($ 538 RVO),

—— die gesetzliche Möglichkeit einer Versi  erung für
bestimmte Personengruppen ($ 539 RVO),

—— die Möglichkeit für die Versicherungsträger, ın der Satzung die freil-
willige Versi  erung welterer bestimmter Personengruppen ZU -
sehen ($ 540 VO)

— In welchen Fällen eın Leistungen aus der gesetzlı  en Unfallver-
sicherung berechtigender Arbeitsunfall vorliegt, erg1ibt sich Aaus den
Vors  TıLten der Q 542— 544 RWV!|  ®
Durch 545 RVO schließlich werden die sogenannten erufskrankhei-
ten m1t den Arbeitsunfällen gleichgestellt.

AÄAus dem KrTrelis der Ta Gesetzes Versicherten moOchte ich als bedeutsam
hervorheben
2a) 1lle auft Tun eines Arbeits-, Dienst- oder Lehrverhältnisses Be-

schäftigten,
Personen, die ohne besonderie rechtliche erpflichtung einen anderen
aUus gegenwärtiger Liebensgefahr retten oder reiten versuchen,

— Personen, die be]l sonstigen Unglücksfällen oder allgemeiner Gefahr
oder Not z Katastrophen) leisten,

d.d) Personen, die Blutspenden herangezogen werden,
ee) Personen, die ohne 1ın einem Beschäftigungsverhältnis stehen

eine Dienstleistung ausiführen, auch Wenn dies 1Ur vorübergehendoder S 1Ur einmalig es  1e (Hinweis qaufi das Urteil des Bun-
dessozialgerichtes VO. 28 11 1961 Ru 55/59.)

Als Arbeitsunfälle gelten auch Unfälle auf einem mıiıt der Tätigkeitsammenhängenden Weg und vVon der Arbeits- oder Ausbildungsstätte($ 543 RVO)
Desgleichen besteht Unfallversicherungsschutz für Unfälle, die bei der
eilnahme Betriebssport erlıtten werden Urteil des Bundessozialge-richtes VO 28 In 1961 Ru 130/59).

Versicherungfreiheit
besteht unter anderem für Mitglieder geistlicher Genossenschaften 3

Soweit ihnen nach der ihrer Gemelins  aft lebenslängliche Versor-
gung gewährleistet ist.

Gegenstan« der Versicherung ist
a) die orge {Ur den chutz VOL nfällen,

die Wiederherstellung der Gesundheit un Arbeitsfähigkeit,
C) der Ersatz des Schadens, den jemand durch eınen Berufsunfall erle1-

det, durch Körperverletzung, Tötung der Bes  ädigung e1ines
Körperersatzstückes.
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Das Nähere ber solche entschädigungspf{lichtige Unfallschäden regeln die
orschriften der SS 556—622 RV'!  ®

Iräaäger
der Versi  erung Sind die SOWelt nıicht der Staat un oder an

ihre Stelle T1 (Z bei Hilfeleistung ın Unglücksfällen).
Die erufsgenossenschaften sind ach Or  en Bezirken un für be-
timmte Berufsgruppen gebi  e ($ 630 ‚VO)
amıit erhebt sich die Frage, bei welcher Berufsgenossenschafit e1n Unter-
nehmer die Beschäftigten Se1INeEeSs Betriebes versichern hat Es gelten
olgende Grundsätze:
a) Zuständig ist jene Berufsgenossens:  aft, 18a deren Bezirk der Betrieb

seinen Sitz hat und Cder der betreffende Gewerbezweig zugewlesen ist
($ 649 ‚VO)

D) Umfaßt 1n Betrieb wesentliche Bestandteile verschiedenartiger (e-
werbezweige, 1st jener Berufsgenossens  aft zuzuteilen, welcher
der Hauptbetri angehört. Das gleiche giLt VO  5 Nebenbetrieben un
VO  . solchen versicherten Tätigkeiten, welche Bestandteile eines Be-
triebes sSınd ($ 631 ‚VO)

Gehören mehrere Unternehmen, die eın nternehmer 1M Betriebe des-
selben Oberversicherungsamtes hat, verschiedenen Berufsgenossen-
schaiten d S können S1e auf Antrag des Unternehmers eın Be-
rufsgenossenschaft zugeteilt werden, Wenn ın den Unternehmen
Sammen regelmäßi nicht mehr als 2() Versicherungspf{li  tige beschäf-
tigt werden ($ 548 ‚VO)
Auch Versicherte 1ın landwirtschaftlichen Unternehmen, die ledigli
Nebenbetriebe Sind, können mıit Zustimmung der beteiligten an:
erufsgenossenschaft der allgemeinen Unfallversicherung unterstellt
werden, 1n dem Nebenbetrie überwiegend Personen aUus dem
Hauptbetri tatig SiInd ($ 547 RVO)

Als alTSs der Nebenbetriebe gelten solche Betriebe, d1ie 1mM Rahmen £1-
Nnes gewerblichen Betriebes icht selbständig betrieben und somıit nicht
als „Unternehmen“ bezeichnet werden können. S1e sind dazu bestimmt,
dem Hauptbetrieb dienen. Sie werden W1e erwähnt VONN der Be-
ruisgenossens  aft des Hauptbetriebes mi1t erfaßt
Bei Ostern wird dies ın der ege der Fall seın Sofern also e1in Kloster
für den eigenen Bedarf Werkstätten unterhält (z Schreinerei, chlos-
serel, Schneiderei, Gärtnerei USW.), ın denen auch nıcht ordenszugehörige
Arbeitskräfte beschäftigt werden, sSind diese Arbeitnehmer nicht etwa
bel der Berufsgenossenschaft der betreffenden Berufssparte des Beschäf-
ti1gten versichern, sondern bei der Berufsgenossenschaft des „Hauptbe-
triebes“ näamlich bei der „Verwaltungsberufsgenossenschaft“ ın Hamburg



Ö, Schäferkampsallee 18, die für sich beansprucht, die f{ür ‚klösterli
Betriebe“ zuständige Berufsgenossenschaft Seln.
Für Krankenhäuser, Altersheime un hnliche Kinrı  ngen der Oöffent-
ichen Gesundheitspflege un Wohlfahrtsfürsorge ıst zuständig die Be-
rufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege ın Ham-
burg ,‚ Schäferkampsallee 24
Bestehen ın Einzelfällen Z weifel ber Cie Zuständigkeit eıner erufsge-
nOossenschaft oder beanspruchen eiwa mehrere Berufsgenossenschaften
die Zuständigkeit für sich, dann belaste INa  5 sıch nicht mıiıt Auseinander-
setzungen miıt den Berufsgenossenschaften ber deren Zuständigkeit, SoN-
dern überlasse diesen, sich untereinander einigen. Die Ents  eidungın derartigen Streitfällen ieg bei den Oberversicherungsämtern.
)) Aufbringung der 3 i t e (Beiträge zu den BG)
Die bringen die Mıiıttel für die Aufwendungen durch Mitgliederbei-
räage aut. Die Mitgliederbeiträge sıind VOonNn den Arbeitgebern (Unterneh-
mern) allein tragen; S1e sind also nıcht auf die Arbeitnehmer abwälz-
bar er Unternehmer oder nhaber eINEes Betriebes hat binnen eiıner
Woche ach Eröfifnung selınes Betriebes der der das Unternehmen
seliner Art ach gehört, anzuzeigen
a) den Gegenstand un:' die Art des Unternehmens (danach bestimmt sıch

die Gefahrenklasse),
die Zahl der Versi  erten (keine Namennennung)

C) den Eröffnungstag des Betriebes, der IUr den Beginn der Versiche-
rungspflicht maßgeblich ist ($ 653 VO)

Nach Ablauf eiınes jeden Kalenderjahres hat der Unternehmer seiner
mittels elinNnes eigenen Formblattes die Anzahl der ın seinem Betrieb De-
schäftigten Personen un Cdie Zahl der abgeleisteten Arbeitstage SOWI1Ee
die Oöhe der ausgezahlten ntgelte melden Die chreibt darauf-
hin die fälligen eiträge für das vergangene Versicherungsjahr VOT und
NSI A die Vorauszahlungen für das auiende Versicherungsjahr fest. Für
Betriebe, die regelmäßig StTens .  > Versicherte beschäftigen, ann der
Beitrag nach einem pauschalen Malistab festgesetzt un: entrichtet WeTr-
den
egen die Feststellung der eiträge annn binnen 2 ochen INSPIU: bei
dem Vorstand der rhoben werden. Der INnsSpru: hat aber für die
Zahlungspflicht keine aufschiebende irkung ($ 757 RVO)
€  en eine inspruchsentscheidung iıst age bei dem Sozlalgeri  f
äss1ıg.

Den Unfallverhütungsvorschriften der ist eın be-
sonderes Augenmerk ZUzuwenden (vgl d 348 83838 RVO)
Bei Zuwiderhandlungen Cdie Unfallverhütungsvorschriften können
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die Mitglieder der und die Versicherten mi1t Ordnungsstrafen 1n Geld
belegt werden ($ 350 ‚VO)

Landwirtschaftili1enhe Uniallversiecherung
Innerhalb des Zweiliges der Unfallversicherung nımmMt d1ie Landwirt-
schaftliche Unfallversicherun eiNnen besonderen atz eın Ihr 1st er
auch ın der RVÖO eine eigene Behandlung gewl1ldme (Hinweiıls auf die SS
9015 1045 ‚VO)

Die an' Unfallversicherung umfaßt untier anderem die Beschäftig-
tien ın Unternehmen der Land- un Forstwirtschafi{it, des Garten- und
des Weinbaues SOWI1e der Binnenfischerei un der Imkereilen.
Als Tel des landwirts  aftlı  en Unternehmens gelten auch die Haus-
haltungen des Unternehmers un der landwirtschaftlichen Betriebsan-
gehörigen, Wenn sS1e dem Unternehmen wesentlich dienen, ebenso auch
landwirtscha  iche Nebenbetriebe des Unternehmens.
Zum versicherten Risiko gehören ferner d1ie auiende Ausbesserung

den landwirtschaftlichen ebäuden, Bodenkultur- und andere Bau-
arbeiten {Ur den Wirtscha{fitsbetrieb, das Herstellen un Nnier-
halten VO  5 egen, Dämmen, Kanälen un Wasserläu{fen TUr diesen
Zweck, WEeNnNn Cder landwirtschaftliche Unternehmer die Arbeiten AT
selinen Grundstücken oder TÜr seinen eigenen landwirtschaftlichen Be-
trieb usführt, ohne S1e andere Unternehmer übertragen.
Als landwirts:  aftliches Unternehmen gelten nicht Haus-, ler-
und andere Kleingärten, die weder regelmäßi och 1n erheblichem
Umfange mit besonderen Arbeitskräfiften bewirtschafitet werden un
deren Erzeugnisse hauptsächlich dem eigenen Haushalte dienen. (S$
915—913 VO)

\a Als ın landwirtschaftlichen Betrieben beschäftigt gilt auch, WeTLr ın
landwirtschaftlichen Betrieben beschäftigt wird, die Nebenbetriebe
eines gewerbli  en Betriebes SiNnd, un! nicht bereits bei eiINer gewerb-
ichen versichert ist ($ 2A17 VO)
YKFur die Klöster, die landwirtschaftliche Betriebe unterhalten‚ "ist ın
der Praxis das Beltragswesen 1ın der an Unfallversicherung (ze-
enstan besonderer orge S1e rleben nämlich auch ın dieser Sparte
jene Benachteiligung, die S1Ee aut anderen Rechtsgebieten se1it Jahren
eklagen en (vgl melınen Au{satz „Widersprüche ın der Behand-
lung der klösterlichen erbande und ihrer Mitglieder Qaufi verschie-
denen Gebieten des staatlichen Re  es abgedruckt Dn „Ordenskor-
respondenz“, ahrgan: 1960, Seite 5() {f.) Hier jeg die Benachteili-
gung der Klöster darın, daß S1e ZW ar für iNre landwirtschafitlıi  en
Unternehmungen VOINl den Beiträgen herangezogen werden, daß
ihnen dagegen fÜür Arbeitsunfälle ihrer Mitglieder die Leıistungen der
Unfallversicherung untier eruIun: auf die Befreiungsvorschri{it des



541 RVO verweiıgert WwIrd. el stützen sıch die neuerdings aut
eın Urteil des ayer Landessozlalgerichtes Uunchen VO 1956
(U1 261/55
Das Kurlosum Ces orgehens der stellt sich dar
Obwohl durch das Gesetz ber Änderungen der Unfallversicherun
VO. 1942 die bis mm herrschende Betriebsversicherung 1a eine
Personenversicherung umgewandelt wurde (vgl d1ie einleitenden Dar-
‚egungen nı D), en die landwirtschaftlichen ın der
Praxis diesen andel ezügli des Beltragswesens nicht mi1itgemacht.
WAar sieht die RVO TUr die erechnun der Beiträge Z andwirt-
schaftlichen Unfallversicherung drel Möglichkeiten VOL;

ach dem Maßstab des Arbeitsbedari{is und der Gefahrenklassen
(S$ 99() T,
nach dem Maßstab des Steuerfußes ($$ 1005 JE
nach anderen Maßstäben, I TO un Einheitswert, KReinertrag
oder Krtiragswert des Betriebes ($ 1010 ‚VO)
Dennoch aber gehen die 1n der Beitragsbemessung den TUr S1€e
bequemsten Weg und rheben die eirtrage ach W1e VOT. nach den
Betriebsmerkmalen, wobel S1Ee qauf die Versicherungsfreiheit der
Ordensleute keinerlei Rücksicht nehmen.
egen dieses erfahren Ist folgendes einzuwenden:

41 RVO trıffit ZW aar bestimmte Ausnahmen V C}  - der Versiche-
rungsp{licht Das edeute aber ach dem W esen des Versiche-
rungsverirages nicht, daß der Gesetzgeber bestimmten Personen-
gruppen edigli: den Leistungsanspruch aberkennen, ihnen dage-
gen d1ie Pflicht der Beitragsleistung trotzdem auferlegen, mi1t
deren Worten S1e einseltig belasten wollte Es ist mi1t eıner rechts-
staatlichen Ordnung unvereinbar, einzelnen oder Gruppen VOINl

Staatsbürgern ZW ar P{filichten aufzuerlegen LEr Beitragsp{licht),
ihnen aber die daraus resultierenden echte verweilgern. Kın
solches Handeln 1st eın Verstoß den Gleichheitsgrundsatz
Cdes Grundgesetzes Art Abs GG)
Wenn auch d1ie die Beiträge nıcht nach Maßgabe der Zahl der
versicherungspflichtigen Beschäftigten un: der abge-
leisteten Arbeitstage bemessen, annn mussen S1e ennoch die Tat-
sache der Beschäftigung versicherungsfreier Personen ın der öhe
der erhebenden Beiträge berücksichtigen. Es bleibt hoffen,
daß diesem bere  igten Anspruch der Klöster ın dem Un-
fallversicherungsgesetz, das Z dem undestag vorlıe un des-
SE@eN Verabschiedung noch ın dieser Legislaturperiode erwartie wIird,
Rechnung etiragen wird. Gelegentlich eiıner Besprechun VO  } Ver-
retern der en £e1M Bundesarbeitsministerium ber den Ent-
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wurtf CA1eses Un{fallversicherungsgesetzes (an der ich teilge-
NOIMMMeEeN wurde uns die Berücksichtigung dieses Anspruches
zugesagt.

Arbeitslosenversicherung
Vorbemerkung:
urch Rechtsverordnung VO 1961 1, 080) WarLr Cd1e Erhe-
bung der Beilträge ZUFrF Arbeitslosenversicherung bis Z 31 1962 Aa UuS-

gesetzt Diese abnahme wurde durch VO 20 1962 E 33)
bis Ende Marz 1962 ausgedehnt ugleic. 1st der Belitragssatz {Ur die Zeıt
10 1962 bis 31 Z 1963 VOoN bisher 0/9 Qaut 1,4 0/9 gesenkt worden.
Die Arbeitslosenversicherung ist WL VO 1957 Neu SC  —
gelt worden in 322)

Der Umfang der Versicherung
ist in den ÖS 560— 73 des Gesetzes umschrieben.
anach besteht Versicherungspflicht fÜür Arbeitnehmer SOWIL1E die
ihrer Berufsausbildung Beschäftigten, die

auf rund der RVÖO oder des Knappschaitsgesetzes für den Fall der
Krankheit pflichtversichert sind,
autf TU des Angestelltenversicherungsgesetzes pflichtversichert SIN
un: der ich: Z Krankenversicherung NUur deshalb nicht unterlie-
gen, weıl S1e die Jahresarbeitsverdienstgrenze der Krankenversiche-
rung überschritten en

Die Versicherungspflicht für Angeste besteht TT solange, qals ihr Ent-
gelt die Jahresarbeitsverdienstgrenze Von 000,— mtl 290,—
DM) nicht übersteigt.

Arbeitslosenversicherungsfrei sind
Arbeitnehmer, die das 65 Lebensjahr vollendet aben,
Arbeitnehmer, die Erwerbsunfähigkeıit Rente aus der enten-
versicherung oder hnliche Bezüge öffentlich-rechtlicher Art beziehen,
Personen, d1e einer Minderung ihres Leistungsvermögens VO

Arbeitsamt nıcht mehr vermittelt werden können,
lanı oder forstwirtschaftliche TrDelter miıt ausreichendem Eigenbe-
S1tZ,

e) Landwirtschaf  iche Arbeiter mı1t angfristigen Arbeitsverträgen,
Lehrlinge mit schr1  em Lehrvertrag VONMN mindestens 2-j]jähriger
Dauer (ausgenommen ın den etzten 2 Ausbildungsmonaten),

i A Anlernlinge un mschüler mi1t schriftlichem Ausbildungsvertrag VOINn
mindestens 18-monatiger Dauer, ausgenomMen 1ın den ten 2 Mo-
naten,

—” Praktikanten mit schriftlichem Praktikantenvertrag,
2092



1) Personen, die e1Ne olks-, ıttel- oder Höhere chule besuchen,
K) geringfügig Beschäftigte solche, deren Arbeitszeit nıcht mehr als

24 Stunden ın der OC| oder Cderen KEntgelt nıcht mehr als 15,—
wöchentlich oder 65,— 1mM Monat eträgt),
unständig beschäftigte.

m) Mitglieder geistlicher Genossenschaften S1nd arbeitslosenversicherungs-
frel, da be1 ihnen die esetzlichen Voraussetzungen TUr die Versiche-
rungspiflicht vgl vorstehende Ziffer a) un nıcht gegeben
Sind.

Bel dieser Gelegenheit SEe1 nochmals auf das Urteil des Bundessozlalge-
richtes VO 20 1960 aufmerksam gemacht (abgedruckt 1N ° Ordens-
korrespondenz 1961 H2 105) Urce| dieses Urteil hat das Bundessozjial-
gericht entschieden, daß Ordensschwestern analog ZU Lohnsteuerpflicht

arbeitslosenversicherungspflichtig selen, WenNnn S1e durch Einzeldienst-
vertirage einem außerklösterlichen Arbeitgeber ın einem es:  ST (]-
gungsverhältnıs ständen. Diese Ents  eldung muß IUr die Ordensangehö-
rigen erneut nıa se1n, unter en Umständen die wlıederholt egebenen
Ratschläge beherzigen, daß V  _ Ordensangehörigen keine persönlichen
Dienst- oder Arbeitsverträge abgeschlossen werden. Auf die Artikel VO  }
Prof Dr. Scheuermann: „Probleme der Nachversi  erung bei Ordensleu-
ten  6 (Ordenskorrespondenz 1960 B7 IT.) un „Arbeitslosenversicherung
VO  } Ordensleuten“ a.a.0 1892 1105 wird erneut verwlı1iesen.

Die Belträge Z  H Arbeitslosenversicherung werden 1Ur bis AA  —

Beitragsbemessungsgrenze berechnet, die mt1 150,— beträgt
Wenn der Versicherte auch krankenversicherungspflichtig 1St, gelten

{ür die An-, Um- un Abmeldung die Vorschriften der RVO ber die
Krankenversicherung entsprechend. Die An-, Um- un Abmeldung bei
der AO  v gilt auch f{ür die Arbeitslosenversicherung.
Bel der meldung VON der Krankenversicherung ist anzuzeigen, ob die
Beschäftigung der Arbeitslosenversicherungspflicht unterlag oder nicht

FÜR DIE PRAXIS
In kurzer Zusammenfassung rgeben sich also für den klösterlichen ATr
beitgeber hinsichtlich der außerklösterlichen Bediensteten olgende
ıchten

Bel der inste  ung weltlicher rbeitn  mer
Beginn des eschäftigungsverhältnisses
Nach Prüfung der Eignung eugnisse un sonstige mpfehlun-
en!

Abschluß des Dienst- oder Arbeitsvertrages, 1ın dem klar fest-
zulegen sind Art un Umfang der Arbeitsaufgaben,
die Arbeitszeiten,



die Entlohnung (Barvergütung und evtl Gewährung VO.  > Sach-
bezügen möglichs eiıne Nettolöhne!),
die Urlaubsregelung,
die Kündigungsmöglichkeit.
An{forderung der Lohnsteuerkarte (Sonst rhöhte Lohnsteuer!
und der Versicherungskarte prüfen, ob arbeilterrenten- oder
angestelltenversicherungspflichtig).
Kıntragung der Personalien 1n Cdas Lohn- un Gehaltsbuch
oder Anlegun e1INes ohnkontfos (Karteikarte).
Sofortiige (innerhalb VO  5 drel Tagen) Anmeldung des 1enst-
verpfllı  eten bel der AÖO  v oder Ersatzkasse, icht Ver-
sicherungsfreiheıit vorlıe
(Vergl die vorausgegangenen Ausführungen ber Versiche-
rungsfreiheit

11 Pflichten während der auer des eschäaitı-
gungsverhältnisses:

Be1l jeder Lohnzahlung olgende Abzüge
aa) Lohnsteuer un Kirchensteuer abzuführen das

ständige
bb) Sozialabgaben 5(} 9/9 der Beıltrage VO Arbeitnehmer

tragen, nıcht anders vorgeschrieben oder vereinbart,
abzuführen AO  z oder Ersatzkasse.

CC) Buchung der vorgenoMMCHNECNN Abzüge auf Lohnkonto

Abzugstabellen sind beli dem Finanzamt DbZWw. bel der AO  vn
oder Ersatzkasse erhältlich. 1nNne gute bel der eststel-
lung VO  i Versicherungspflicht Versicherungsfreiheit und
Be1ltragsgruppen iın der Kranken-, Arbeitslosen- un enten-
versicherung bieten die „Stollfuß-Tabellen” (Stollfuß-Verlag,
Bonn, Bestellnummer 29)
Zum Jahresende
aa) ohnbescheinigung gem Vordruck auf Lohnsteuerkarte;

diese das zuständige einsenden, S1Ee nicht TÜr
etwalgen Antrag auf steuer-Jahresausgleich enotl
WIrd.
Nachweis derbb) entrichteten Sozialversicherungsbeiträge
durch Eintragung SeCem Vordruck auf der Versi  erungs-
karte; diese 1st bei der Ausgabestelle e1ine eue Ver-
sicherungskarte umzutauschen, WenNn die IUr die ntgelts-
bescheinigungen oder Beitragsmarken vorgesehenen Felder
gefüllt sSind; S1e so1l spätestens binnen drei Jahren nach
dem Tage der Ausstellung umgetauscht werden.



CC) Die f{Uür C1e umgetauschte Versicherungskarte erhaltene
Aufrechnungsbescheinıgung Arbeitnehmer
aushändigen (gegen Quittung!, sich VOL späteren unbe-
rechtigten Reklamationen utzen

d|—— Meldung (durch Formblatt) der abgeleisteten Arbeitstage
un der ausbezahlten ntgelte d1e zuständige
zweck:s erechnun der eıtrage für die gesetzliche Un-
fallversicherung

I1LL Bel Beendigung des eschäftigungsver  ält-
N1S5SCS!

Lohnbescheinigung er Bruttolohn)
aa) aut ohnsteuerkarte,
Db) auft Versicherungskarte,

el Dokumente ausscheidenden rbeitnehmer Aa US-CC)
händigen (gegen Quittung!) azu Arbeitszeugnis,

dl—— fällige Abzüge DZw. Versicherungsträger abführen,
" —— Ssofortige (innerhalb VO  - drei Tagen) Abmeldung des aus-

scheidenden Arbeitnehmers eım Versicherungsträger
AOK oder Ersatzkasse).

Hinwelse füur de  angehoör
Keınen persönli:  en Dienstvertrag abschließen, sondern sogenannten
Mutterhausvertrag!
Die Vereinbarung wird zweckmäßig zwıschen beiden Ordensleitungen
getroffen
Da kein Arbeitnehmerverhältnis geschaiffen wird, entsteht keine Lohn-
steuerpflicht und keine Sozlalversicherungspflicht.
Das gleiche g1lt, WenNnn Ordensmitglieder außerhalb ihres Ordens tatıg
werden (z Religionslehrer, Krankenpfleger USW.) verg "H-Ur-
teıil VI VO. 11l 1962


